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Wasser- und Bodenverband Rhader Bach / Wienbach 

Einladung41.) 

Hiermit lade ich zu folgenden Schauterminen der zu unterhaltenden Gewässer H. Ord
nung des Unterhaltungsverbandes "Rhader Bach I Wienbach" ein: 

1.	 Schautermin: Dienstag, 16. Oktober 2007 9.00 Uhr
 
Treffpunkt: Parkplatz Schloß Lembeck
 
Schaugebiet: Hambach von der A 31 bis zur Luisenstraße und Wienbach
 

von Barkenberg bis zur Wenge sowie deren Nebengewässer 
und die Gewässer in Hervest und Holsterhausen. 

2.	 Schautermin: Donnerstag, 18. Oktober 2007 9.00 Uhr
 
Treffpunkt: Parkplatz Gaststätte "Zum Grünen Tal" in Lembeck
 
Schaugebiet: Middlicher Mühlenbach und Kusebach sowie deren Nebenge


wässer zwischen Barkenberg und Groß-Reken. 

3.	 Schautennin: Dienstag, 23. Oktober 2007 9.00 Uhr
 
Treffpunkt: Parkplatz Gaststätte "Hülsdünker" in Lembeck
 
Schaugebiet: Rhader Bach von der A 31 bis zur Quelle sowie dessen Nebenge


wässer in den Rhader Wiesen, in Marbeck und in Heiden. Ge
samter Schafsbach und dessen Nebengewässer in den Rhader 
Wiesen und in Erle. 

4.	 Schautennin: Donnerstag, 25. Oktober 2007 9.00 Uhr
 
Treffpunkt: Parkplatz Schloß Lembeck
 
Schaugebiet: Lembecker Wiesenbach. Schlumpenbach, Moorbecke und
 

Kalter Bach sowie deren Nebengewässer. 

Interessenten können an der Gewässerschau teilnehmen. 

Schloß Lembeck, 10. September 2007 
Tel. 0236917167 
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Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  

 
 

1. Satzung vom 20.09.2007 

zur Änderung der Benutzungsordnung 

für die ehemalige reformierte Kapelle 

der Gemeinde Schermbeck 

vom 08.07.2005 

 
 
Aufgrund von § 7 Satz 1 i.V.m .§ 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein Westfalen (GO/NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NW S. 498) hat der Rat der Gemeinde 
Schermbeck in seiner Sitzung am 19.09.2007 beschlossen: 
 
 
 

Artikel 1 
 

§ 7 (Entgelte) 
 
Der Benutzungsordnung für die ehemalige reformierte Kapelle der Gemeinde Schermbeck vom 
08.07.2007 wird in Tarifklasse VII wie folgt geändert: 
 
Laufende Proben / -Übungsveranstaltungen  
gemeinnütziger Veranstalter  8,00 Euro 
 

Artikel 2 
 

Diese Änderung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 03. Mai 2005 (GV NRW S. 498), kann gemäß § 7 Abs. 6 GO gegen 
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, 
es sei denn 



 
eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 
die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 
der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Schermbeck, 20. September 2007 
 
 
 
 
  - Grüter - 
  Bürgermeister 
 
 
 



 

 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  

 
 
 
Aufhebung des vom ehemaligen Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (SVR) aufgestellten 
Bebauungsplanes „Wolfsberg“ für das Gebiet der Gemeinde Schermbeck  
hier: Bekanntmachung des Aufhebungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 
 
Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 19.09.2007 die Aufhebung des vom ehemaligen 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (SVR) aufgestellten Bebauungsplanes „Wolfsberg“ für das Gebiet der 
Gemeinde Schermbeck gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2.414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 
3.316), i. V. m. §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zuletzt genannten Fassung, beschlossen.  
 
 
Hinweise: 
 

1. Das Gebiet des aufgehobenen Bebauungsplanes „Wolfsberg“ ist in der als Anlage beigefügten 
Übersichtskarte nachrichtlich dargestellt.  

 
2. Die Aufhebung des Bebauungsplanes „Wolfsberg“ wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 

Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich. Der aufgehobene Bebauungsplan und die Begründung zur 
Aufhebung des Bebauungsplanes liegen vom Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an 
bei der Gemeindeverwaltung Schermbeck, Weseler Straße 2, 46514 Schermbeck, Zimmer 340, 
Dachgeschoß, während der üblichen Dienststunden für jedermann zur Einsicht öffentlich aus. Der 
Inhalt des Bebauungsplanes und der Aufhebungsbegründung wird auf Wunsch erläutert. 

 
3. Eine etwaige Entschädigung wegen dieses Bebauungsplanes nach §§ 39 bis 42 BauGB kann gemäß 

§ 44 Abs. 3 BauGB verlangt werden, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann der 
Berechtigte dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb 
von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
4. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gemäß § 215 Abs. 2 
BauGB: 

 
 § 214 Abs. 1 BauGB 
 

„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich, wenn 

 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren 

oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder 
bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens 
von Einfluss gewesen ist; 

 



2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2,   § 4 Abs. 
2, §4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 ( auch in Verbindung mit § 13a Abs. 
2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden 
Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder 
einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt 
haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 ( auch in Verbindung mit § 13 Abs. 
2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die 
Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 ( auch in Verbindung mit    § 13a Abs. 2 Nr. 1) 
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer 

Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5,    § 9 Abs. 8 und § 22 
Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, 
wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine 

Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat 
die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird.“ 

 
 
 § 214 Abs. 2 BauGB 
 
 „Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8  Abs. 2 Satz 
2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bauungsplans aus dem Flächennutzungsplan 

verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende 
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.“ 
 
 
 § 214 Abs. 3 BauGB 
 

„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind 
Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis 
von Einfluss gewesen sind.“ 

 
 



 § 215 Abs. 1 BauGB 
 

„Unbeachtlich werden  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich 
sind.“ 

 
 

5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen und Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf 
eines Jahres seit Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn,  

  
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 

b. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 

 
d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 6.  Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche  

 Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO – vom      
 26.08.1999 (GV NRW 1999 S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 05.04.2005  
 (GV NRW S. 332), mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes der  
 Gemeinde Schermbeck vollzogen. 

 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Geltungsbereich, Ort und Zeit der Aufhebung des Bebauungsplanes „Wolfsberg“ einschließlich Begründung sowie die 
aufgrund des BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 
46514 Schermbeck, 21. September 2007    

Der Bürgermeister 
 
 
 

          Grüter 
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Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  

 
 
 
Aufhebung des vom ehemaligen Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (SVR) aufgestellten 
Bebauungsplanes „Rüster Mark“ für das Gebiet der Gemeinde Schermbeck  
hier: Bekanntmachung des Aufhebungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 
 
Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 19.09.2007 die Aufhebung des vom ehemaligen 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk (SVR) aufgestellten Bebauungsplanes „Rüster Mark“ für das Gebiet der 
Gemeinde Schermbeck gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S. 2.414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 
3.316), i. V. m. §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zuletzt genannten Fassung, beschlossen.  
 
 
Hinweise: 
 

1. Das Gebiet des aufgehobenen Bebauungsplanes „Rüster Mark“ ist in der als Anlage beigefügten 
Übersichtskarte nachrichtlich dargestellt.  

 
2. Die Aufhebung des Bebauungsplanes „Rüster Mark“ wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 

Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich. Der aufgehobene Bebauungsplan und die Begründung zur 
Aufhebung des Bebauungsplanes liegen vom Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an 
bei der Gemeindeverwaltung Schermbeck, Weseler Straße 2, 46514 Schermbeck, Zimmer 340, 
Dachgeschoß, während der üblichen Dienststunden für jedermann zur Einsicht öffentlich aus. Der 
Inhalt des Bebauungsplanes und der Aufhebungsbegründung wird auf Wunsch erläutert. 

 
3. Eine etwaige Entschädigung wegen dieses Bebauungsplanes nach §§ 39 bis 42 BauGB kann gemäß 

§ 44 Abs. 3 BauGB verlangt werden, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann der 
Berechtigte dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb 
von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
4. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gemäß § 215 Abs. 2 
BauGB: 

 
 § 214 Abs. 1 BauGB 
 

„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich, wenn 

 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren 

oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder 
bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens 
von Einfluss gewesen ist; 

 



2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2,   § 4 Abs. 
2, §4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 ( auch in Verbindung mit § 13a Abs. 
2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden 
Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder 
einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt 
haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 ( auch in Verbindung mit § 13 Abs. 
2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die 
Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 ( auch in Verbindung mit    § 13a Abs. 2 Nr. 1) 
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer 

Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5,    § 9 Abs. 8 und § 22 
Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, 
wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine 

Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat 
die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird.“ 

 
 
 § 214 Abs. 2 BauGB 
 
 „Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8  Abs. 2 Satz 
2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bauungsplans aus dem Flächennutzungsplan 

verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende 
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.“ 
 
 
 § 214 Abs. 3 BauGB 
 

„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind 
Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis 
von Einfluss gewesen sind.“ 

 
 



 § 215 Abs. 1 BauGB 
 

„Unbeachtlich werden  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind.  

 
 

5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen 
Bestimmungen und Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf 
eines Jahres seit Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn,  

  
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 

b. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 

 
d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 6.  Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche  

 Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO – vom      
 26.08.1999 (GV NRW 1999 S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 05.04.2005  
 (GV NRW S. 332), mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes der  
 Gemeinde Schermbeck vollzogen. 

 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
 
Geltungsbereich, Ort und Zeit der Aufhebung des Bebauungsplanes „Rüster Mark“ einschließlich Begründung sowie 
die aufgrund des BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 
46514 Schermbeck, 21. September 2007    

Der Bürgermeister 
 
 

          Grüter 





 
 

 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  

 
 
 
Aufstellung der 4. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Pöttekamp“ der Gemeinde 
Schermbeck 
hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 
 
 
Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 19.09.2007 die 4. vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 „Pöttekamp“ gemäß § 10 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I S.2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl.             I 
S. 3316), i V. m. §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung, als Satzung 
beschlossen. 
 
Hinweise: 
 

1. Das Gebiet der 4. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Pöttekamp“ ist aus der als 
Anlage abgedruckten Karte ersichtlich. 

 
2. Die 4. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Pöttekamp“ wird mit dieser 

Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan mit Begründung 
liegt vom Tage der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an, bei der Gemeindeverwaltung 
Schermbeck, Weseler Str. 2, Dachgeschoss, Zimmer 322/323, während der Dienststunden zu 
jedermanns Einsicht aus. Über den Inhalt des Bebauungsplanes und der Begründung wird auf Wunsch 
Auskunft erteilt. 

 
3. Eine etwaige Entschädigung wegen dieses Bebauungsplanes nach §§ 39 bis 42 BauGB kann gemäß § 

44 Abs. 3 BauGB verlangt werden, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann der 
Berechtigte dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen 
beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
4. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens und 

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 2 BauGB: 
 
 § 214 Abs. 1 BauGB 
 

„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich, wenn 

 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren 

oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder 
bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens 
von Einfluss gewesen ist; 

 



2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2,   § 4 Abs. 
2, §4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 ( auch in Verbindung mit § 13a Abs. 
2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden 
Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder 
einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt 
haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 ( auch in Verbindung mit § 13 Abs. 
2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die 
Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 ( auch in Verbindung mit    § 13a Abs. 2 Nr. 1) 
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer 

Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5,    § 9 Abs. 8 und § 22 
Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, 
wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine 

Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat 
die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird.“ 

 
 
 § 214 Abs. 2 BauGB 
 
 „Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8  Abs. 2 Satz 
2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bauungsplans aus dem Flächennutzungsplan 

verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende 
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.“ 
 
 
 § 214 Abs. 2a BauGB 
 

„Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a aufgestellt worden sind, gilt 
ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 

 
1. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans zum Flächennutzungsplan ist für die  Rechtswirksamkeit des 
Bebauungsplans auch unbeachtlich, wenn sie darauf beruht, dass die Voraussetzung nach § 13a 
Abs. 1 Satz 1 unzutreffend beurteilt worden ist. 



 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit des 

Bebauungsplans unbeachtlich. 
 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vorprüfung des 

Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß 
durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt 
worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, andernfalls besteht ein für 
die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als 

zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die 
Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein für die 
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel.“ 

 
 
 § 214 Abs. 3 BauGB 
 

„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind 
Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis 
von Einfluss gewesen sind.“ 

 
 
 § 215 Abs. 1 BauGB 
 

„Unbeachtlich werden  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich 
sind.“ 

 
 

 5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land  
  Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen  
  Bestimmungen und Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf  
  eines Jahres seit Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es  
  sei denn,  

  
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 

b. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 



 
d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 6.  Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche  

 Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO – vom      
 26.08.1999 (GV NRW 1999 S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 05.04.2005  
 (GV NRW S. 332), mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes der  
 Gemeinde Schermbeck vollzogen. 

 
 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 

 
Geltungsbereich, Ort und Zeit der Auslegung des Bebauungsplanes mit Begründung sowie die auf Grund des 
BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
 

46514 Schermbeck,  21. September 2007                                                            
                                                                                                Der Bürgermeister 
                 
 
  
                            Grüter 

 



15
 P

ro
je

kt
 S

ch
er

m
b

ec
k 

üu
m

: 
20

 0
6

2
0

0
7

 

5.
2 

I
-
' 

N
 

W
 I 

\ 

88
~\

 \ 

15
7 

\ 'I \ \. 

r 
/ 

\'
 

.
\t' 

" 


-
A

b
g

re
n

zu
n

g
 d

es
 B

.e
re

ic
hs

 d
er

 
1,,

\ 
_J

 _
 

4.
 v

er
ei

n
fa

ch
te

n
 A

n
d

er
u

n
g

 d
es

 

T
~

 
B

eb
au

u
n

g
sp

la
n

es
 N

r.
 I

 "
P

ö
tt

ek
al

ll
p

" 

, 
I 

32
 

\\ 
-

\ 
• 
I
:
 

15
5 

--
--

--
..
-
-
/

\!:
 

I 
l 

I 
~

.-
--

::
::

:-


\


I 
I 

P
as

to
ra

ts
w

eg
5

-
..... 

-
\ 

~~
 

\ 
-
~

 
\ \ \ 

G
 

-0
 

(i
) ;::
:; 

(i
) ::J
 

~
,
~
~

 
-"

 
'
(
i
)
 

. 
\~

 

\ ~"
 

-

\ \ \ '\ 
.--

--
--

:-
--

/ \
 

\ 

23
33

 

25
8

\ \ 

_
_

7 
"I 

-
-
-
-


--
--

--
P

'b
tt

ek
am

p 
17

00
 

.
-
-
-
-
~
.
-

r'--
"\\ 

\635 
\ \ 

21
4 

I-
' 

o 
Pl

S 
r
t 

r
t 

N
 

21
5 

(X
) 

I 

20
98

 

41
2 

~
 

" .--' 
. 

21
1 

;/ , 
\-

-
-
-
: 

' 
22

/"
,-

}
".

1
!'

 
51

 
. 

/ 
'\.

 
---

-+
-1

 
\ 

/ 

'.. 
21

Q
..:

i·
 

t ~
~

 
19(

;;~
~
-
-
-

',
,/

 
f--

l' 
_"

lI,
 

.~ 
l 

'[ 
~ 

\ 

.....
...."'

\. 

r 

M
1

,1
0

O
C

D
z

\0
'1

..
 

N
 

O
-.

..
.J

 
50

 m
o 

(f)
C

=
-
'

! 
:

! 
I 



 
 

 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  

 
 
 
Aufstellung der 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Bricht“ der Gemeinde 
Schermbeck 
hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 
 
 
Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 19.09.2007 die 2. vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 1 „Bricht“ gemäß § 10 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S.2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316), i V. m. 
§§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zuletzt geänderten Fassung, als Satzung beschlossen. 
 
Hinweise: 
 

1. Das Gebiet der 2. vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Bricht“ ist aus der als Anlage 
abgedruckten Karte ersichtlich. 

 
 

2. Die 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Bricht“ wird mit dieser Bekanntmachung 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan mit Begründung liegt vom Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an, bei der Gemeindeverwaltung Schermbeck, Weseler Str. 2, 
Dachgeschoss, Zimmer 322/323, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. Über den 
Inhalt des Bebauungsplanes und der Begründung wird auf Wunsch Auskunft erteilt. 

 
3. Eine etwaige Entschädigung wegen dieses Bebauungsplanes nach §§ 39 bis 42 BauGB kann 

gemäß § 44 Abs. 3 BauGB verlangt werden, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann der 
Berechtigte dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen schriftlich bei dem Entschädigungs- 
pflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögens- 
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
4. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens und  

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 2 BauGB: 
 

 
 § 214 Abs. 1 BauGB 
 

„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich, wenn 

 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren 

oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder 
bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens 
von Einfluss gewesen ist; 

 



2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2,   § 4 Abs. 
2, §4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 ( auch in Verbindung mit § 13a Abs. 
2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden 
Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder 
einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt 
haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 ( auch in Verbindung mit § 13 Abs. 
2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die 
Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 ( auch in Verbindung mit    § 13a Abs. 2 Nr. 1) 
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer 

Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5,    § 9 Abs. 8 und § 22 
Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, 
wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine 

Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat 
die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird.“ 

 
 
 § 214 Abs. 2 BauGB 
 
 „Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8  Abs. 2 Satz 
2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bauungsplans aus dem Flächennutzungsplan 

verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende 
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.“ 
 
 
 § 214 Abs. 2a BauGB 
 

„Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a aufgestellt worden sind, gilt 
ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 

 
1. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans zum Flächennutzungsplan ist für die  Rechtswirksamkeit des 
Bebauungsplans auch unbeachtlich, wenn sie darauf beruht, dass die Voraussetzung nach § 13a 
Abs. 1 Satz 1 unzutreffend beurteilt worden ist. 



 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit des 

Bebauungsplans unbeachtlich. 
 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vorprüfung des 

Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß 
durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt 
worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, andernfalls besteht ein für 
die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als 

zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die 
Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein für die 
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel.“ 

 
 
 § 214 Abs. 3 BauGB 
 

„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind 
Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis 
von Einfluss gewesen sind.“ 

 
 
 § 215 Abs. 1 BauGB 
 

„Unbeachtlich werden  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich 
sind.“ 

 
 

 5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land  
  Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen  
  Bestimmungen und Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf  
  eines Jahres seit Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es  
  sei denn,  

  
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 

b. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 



 
d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 6.  Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche  

 Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO – vom      
 26.08.1999 (GV NRW 1999 S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 05.04.2005  
 (GV NRW S. 332), mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes der  
 Gemeinde Schermbeck vollzogen. 

 
 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 

 
Geltungsbereich, Ort und Zeit der Auslegung des Bebauungsplanes mit Begründung sowie die auf Grund des 
BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
 

46514 Schermbeck,  21. September 2007                                                            
                                                                                                Der Bürgermeister 
                 
 
  
                            Grüter 

 



\ 

24 

- Abgrenzung des B2 ve . 
B b c auun<rspl 

( 
E

rwelterung d 
er d"un 

308 

\~ 

GIS Projekt S - 128 -chermbeck --

5.2 

____._' r-

319 

36 ~ 141 
--rl-----~'--." _~--o-.. ........ 

AmtsbI t 
va 

. . erelch dremfacht .. er 
en Ande rung des 

. ,,' anesNr J . 
.. ' "Bricht" 

er uberb'stueksO" dub.aren 
. ache) 

149 

20 

.---

---.-----. 
Alte p---~---

\ 818 .ostSt - . 
rasse 

\. 
\.:-~--

\ 

Amtl. Bek -BId . atter Gemeinde 
Seite 124 Schermbeck 

843 

M 1 . 1000 

t==~,!__t:=- . ® 

I 

. -

----_.-----------------_._



 
 

 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  

 
 
 
Aufstellung der 2. vereinfachten Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 
„Wohnmodell Stenkamp“ der Gemeinde Schermbeck  
hier: Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) 
 
 
 
 
Der Rat der Gemeinde Schermbeck hat in seiner Sitzung am 19.09.2007 die 2. vereinfachte Änderung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 „Wohnmodell Stenkamp“ gemäß § 10 BauGB in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S.2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
21.12.2006 (BGBl. I S. 3316), i V. m. §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), in der zuletzt geänderten 
Fassung, als Satzung beschlossen. 
 
Hinweise: 
 

1. Das Gebiet der 2. vereinfachten Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 
„Wohnmodell Stenkamp“ ist aus der als Anlage abgedruckten Karte ersichtlich. 

 
2. Die 2. vereinfachte Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 „Wohnmodell 

Stenkamp“ wird mit dieser Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB rechtsverbindlich. Der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Begründung liegt vom Tage der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung an, bei der Gemeindeverwaltung Schermbeck, Weseler Str. 2, Dachgeschoss,  
Zimmer 322/323, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. Über den Inhalt des 
Bebauungsplanes und der Begründung wird auf Wunsch Auskunft erteilt. 

 
3. Eine etwaige Entschädigung wegen dieses Bebauungsplanes nach §§ 39 bis 42 BauGB kann 

gemäß § 44 Abs. 3 BauGB verlangt werden, wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind. Die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche kann der 
Berechtigte dadurch herbeiführen, dass er die Leistungen schriftlich bei dem Entschädigungs- 
pflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögens- 
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
4. Hinweise auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens und  

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen gem. § 215 Abs. 2 BauGB: 
 
    
 § 214 Abs. 1 BauGB 
 

„Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuches ist für die 
Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur 
beachtlich, wenn 

 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren 

oder hätten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder 
bewertet worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens 
von Einfluss gewesen ist; 



 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2,   § 4 Abs. 

2, §4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 ( auch in Verbindung mit § 13a Abs. 
2 Nr. 1), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; 
dabei ist unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden 
Belange jedoch unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder 
einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt 
haben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 ( auch in Verbindung mit § 13 Abs. 
2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die 
Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 ( auch in Verbindung mit    § 13a Abs. 2 Nr. 1) 
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt 
worden sind; 

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans und der Satzungen sowie ihrer 

Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5,    § 9 Abs. 8 und § 22 
Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplans oder der Satzung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von 
Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, 
wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

 
4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine 

Genehmigung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat 
die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird.“ 

 
 
 § 214 Abs. 2 BauGB 
 
 „Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 

1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungsplans (§ 8  Abs. 2 Satz 
2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplans nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bauungsplans aus dem Flächennutzungsplan 

verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende 
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen 

Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich 
des § 6 nach Bekanntmachung des Bebauungsplans herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete 

städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist.“ 
 
 
 § 214 Abs. 2a BauGB 
 

„Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a aufgestellt worden sind, gilt 
ergänzend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 

 
1. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans zum Flächennutzungsplan ist für die  Rechtswirksamkeit des 



Bebauungsplans auch unbeachtlich, wenn sie darauf beruht, dass die Voraussetzung nach § 13a 
Abs. 1 Satz 1 unzutreffend beurteilt worden ist. 

 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit des 

Bebauungsplans unbeachtlich. 
 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vorprüfung des 

Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß 
durchgeführt, wenn sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt 
worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden 
oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind, andernfalls besteht ein für 
die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel. 

 
4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als 

zutreffend, wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die 
Zulässigkeit von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht ein für die 
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel.“ 

 
 
 § 214 Abs. 3 BauGB 
 

„Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den 
Flächennutzungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 
Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind 
Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis 
von Einfluss gewesen sind.“ 

 
 
 § 215 Abs. 1 BauGB 
 

„Unbeachtlich werden  
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich 
sind.“ 

 
 

 5. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land  
  Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen von Satzungen, sonstigen ortsrechtlichen  
  Bestimmungen und Flächennutzungsplänen kann gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW nach Ablauf  
  eines Jahres seit Veröffentlichung dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es  
  sei denn,  

  
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 

b. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung, oder der Flächennutzungsplan ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 



 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, oder 

 
d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 6.  Diese öffentliche Bekanntmachung ist gemäß § 6 der Verordnung über die öffentliche  

 Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverordnung – Bekanntm VO – vom      
 26.08.1999 (GV NRW 1999 S. 516), zuletzt geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 05.04.2005  
 (GV NRW S. 332), mit Ablauf des Erscheinungstages des Amtlichen Bekanntmachungsblattes der  
 Gemeinde Schermbeck vollzogen. 

 
 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 

 
Geltungsbereich, Ort und Zeit der Auslegung des Bebauungsplanes mit Begründung sowie die auf Grund des 
BauGB und der GO NRW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
 

46514 Schermbeck,  21. September 2007                                                            
                                                                                                Der Bürgermeister 
                 
 
  
                            Grüter 

 





 

Bekanntmachung der Gemeinde Schermbeck  

 
 

Vergabeordnung der Gemeinde Schermbeck  
 

vom 20.09.2007 
 
Aufgrund von  § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 
2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV. NRW. S 498) hat der Rat der Gemeinde 
Schermbeck am 19.09.2007 folgende Vergabeordnung beschlossen: 
 
 
 

§ 1 
 

Diese Vergabeordnung gilt für alle Lieferungen und Leistungen einschließlich Bauleistungen, die die 
Gemeinde Schermbeck vergibt. Sie gilt auch, wenn die Finanzierungsmittel von anderen Stellen zur 
Verfügung gestellt werden (z. B. Bundes-, Landes- oder Kreismittel).  
 
 

§ 2 
 
1. Grundlage für die Vergabe von Aufträgen sind in der jeweils gültigen Fassung:  

 
a.) die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), 
 
b.) die Verdingungsordnung für Leistungen (VOL),  
 
c.) die Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF), 
 
d.) die jeweils geltenden preisrechtlichen Bestimmungen, 
 
e.) die Richtlinien des Bundes und des Landes für  die Berücksichtigung bevorzugter 
Bewerber bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen. 
 
f.) die Vergabegrundsätze für Gemeinden (GV) nach § 25 GemHVO (Kommunale 
Vergabegrundsätze)  
 
g.) das Korruptionsbekämpfungsgesetz  sowie die dazu erlassene Dienstanweisung der 
Gemeinde Schermbeck 
 

2. Bei jeder Entscheidung über eine Vergabe sind die Grundsätze des Haushaltsrechts, das Gebot 
der Wirtschaftlichkeit und die Interessen der Gemeinde zu beachten. 
 
3. Sämtliche Lieferungen, Leistungen und Bauleistungen sind nach dieser Vergabeordnung 
grundsätzlich auszuschreiben. 
 
4. Leistungen, die nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure- HOAI- vergütet werden, 
sind in der Regel freihändig zu vergeben. 
§ 4  findet dafür keine Berücksichtigung. 

 
 
 



 
 
 

§ 3 
 
Aufträge für Lieferungen und Leistungen sowie Bauleistungen werden aufgrund einer 
 

a.) öffentlichen Ausschreibung 
b.) beschränkten Ausschreibung und 
c.) freihändigen Vergabe 
 

vergeben. 
 

§ 4 
 
1. Zur Vereinfachung des Vergabeverfahrens werden Wertgrenzen nach Maßgabe des Abs. 2 
bestimmt.  
 
2. Folgende Wertgrenzen werden im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel für Leistungen nach 
VOL,VOF und VOB festgesetzt: (jeweils ohne Umsatzsteuer) 
 

a.) freihändige Vergabe bei Aufträgen bis zu einem Auftragswert von höchstens  30.000 € 
 
b.) beschränkte Ausschreibung bei Aufträgen 
 
-im Tiefbau bis zu einem Auftragswert von höchstens 300.000,00 €, 
-für Rohbauarbeiten im Hochbau (Erd-, Beton- und Maurerarbeiten mit und ohne 
Putzarbeiten) bis zu einem Auftragswert von höchstens 150.000,00 € 
-für Ausbaugewerke und sonstige Gewerke im Hochbau sowie für Pflanzungen und 
Straßenausstattung bis zu einem Auftragswert von höchstens 75.000,00 €. 

           
          c.) öffentliche Ausschreibung bei Überschreitung der unter Punkt b.)            
          genannten jeweiligen Auftragshöchstgrenzen 

 
3. Eine Stückelung von Aufträgen mit der Absicht, die festgelegten Wertgrenzen zu umgehen, ist 
unzulässig. 
 
4. Freihändige Vergaben können nur nach vorheriger Preisermittlung bei mindestens 3 Firmen 
erfolgen. Die Preisermittlung ist aktenkundig zu machen. 
 
5. Die darüber hinaus in der VOL, VOF bzw. VOB geregelten Ausnahmetatbestände für eine 
beschränkte Ausschreibung oder eine freihändige Vergabe bleiben unberührt. Es ist aktenkundig zu 
machen, weshalb von einer öffentlichen bzw. beschränkten Ausschreibung abgesehen worden ist. 
 
 

§ 5 
 
Im beschränkten Ausschreibungsverfahren bestimmt der/die jeweilige verantwortliche 
Sachbearbeiter/-in im Einvernehmen mit dem/der zuständigen Amtsleiter/-in die zur Abgabe eines 
Angebotes aufzufordernden Unternehmer. Es sind in der Regel mindestens drei Firmen aufzufordern. 
Nach Möglichkeit sind alle in Frage kommenden Firmen im Gemeindegebiet zur Angebotsabgabe 
aufzufordern. Die Namen der einzelnen Unternehmen sind geheim zu halten. Die eingehenden 
Angebote sind auf dem ungeöffneten Briefumschlag mit dem Tageseingangsstempel zu versehen 
und bis zum Eröffnungstermin von dem jeweils Beauftragten unter sicherem Verschluss zu halten. 
 
 
 
 
 



 
 

§ 6 
 
1. Eingegangene Angebote werden im Eröffnungstermin von dem/der vom Bürgermeister/-in be- 
 
 
auftragten Verhandlungsleiter/-in geöffnet. Nach Öffnung der Angebote sind alle Angebotsunterlagen 
auf Vollständigkeit und Korrektheit zu prüfen. 
 
2. Über das Ergebnis ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese ist von dem/der Verhandlungsleiter/-in 
zu unterzeichnen. Bei Ausschreibungen nach VOB sind auch die anwesenden bietenden Personen 
zur Mitunterzeichnung berechtigt. 
 
 

§ 7 
 
Nach rechnerischer und technischer Prüfung durch die zuständige Stelle (Verwaltung oder 
Ingenieurbüro) gehen alle Unterlagen mit den Vergabevorschlägen an die vergebenden Stellen. 
 
 

§ 8 
 
Über die Vergabe der Aufträge entscheiden bei Auftragssummen: 
 

a.)  bis 10.000 € der/die verantwortliche Sachbearbeiter/-in mit dem/der zuständigen 
Amtsleiter/-in 
 
b.)  bis 15.000 €  der/die verantwortliche Amtsleiter/-in im Einvernehmen  mit dem/der 
Bürgermeister/-in, 
 
c.)  über 15.000 € der nach Zuständigkeitsregelung der Gemeinde Schermbeck zuständige 
Fachausschuss. 
 

Der Rat der Gemeinde Schermbeck behält sich für den Einzelfall oder für einen bestimmten Kreis von 
Geschäften eine andere Regelung vor. 
 
 

§ 9 
 
1. Die Auftragserteilung hat grundsätzlich vor einer Lieferung oder Leistung schriftlich zu erfolgen. In 
jedem Falle ist die Auftragssumme anzugeben. Muss aus zwingenden Gründen eine 
Auftragserteilung mündlich erfolgen, so ist die schriftliche Bestätigung unverzüglich nachzuholen. 
 
2. Die Auftragserteilungen sind innerhalb folgender Grenzen wie folgt zu unterzeichnen: 
 

a.) bis 10.000 € durch den/die zuständige Amtsleiter/-in und den/die verantwortlichen 
Sachbearbeiter/-in, 
 
b.) ab 10.000 € durch den/die Bürgermeister/-in und den/die verantwortlichen Amtsleiter/-in. 

 
 

§ 10 
 
Ob und in welcher Form und Höhe Sicherheiten von den Unternehmern zu leisten sind, wird von Fall 
zu Fall durch den/die zur Vergabe Berechtigte/n entschieden und durch die „Besonderen 
Vertragsbedingungen“ festgelegt. Maßgeblich sind dabei die Vorgaben der jeweils anzuwendenden 
Grundlagen aus § 2 Abs. 1 dieser Verordnung. 
 



 
 
 
 

§ 11 
 
Bieter, die mit der Zahlung der Steuern, Gebühren und Beiträge in Rückstand geraten sind, sollen bei 
der Vergabe gemeindlicher Aufgaben nicht berücksichtigt werden. Vor Auftragserteilung hat der 
Unternehmer entsprechende Unbedenklichkeitsbescheinigungen vorzulegen. 
 
 

§ 12 
 
Diese Vergabeordnung tritt mit dem Tage nach der Veröffentlichung in Kraft. 
 
 
 
 
 

Veröffentlichungsanordnung 
 
Die vorstehende Vergabeordnung der Gemeinde Schermbeck vom 20.09.2005 wird hiermit 
nachrichtlich veröffentlicht.  
 
 
Schermbeck, den 20.09.2007 
 
 
 
Der Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
-Grüter- 
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